 SHefeh-Sammlung 
5 ü die „„ 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. 


(Ir. 5868.) Statut für den Deichverband der Alten Binnen⸗Nehrung. Vom 18. April 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen 1. 


8 Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der auf 
der Friſchen Nehrung belegenen, die Alte Binnen⸗Nehrung genannten Niederung, 
Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung von Deichen gegen die 
Ueberſchwemmungen der Weichſel zu einem Deichverbande zu vereinigen, und nach⸗ 
dem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt iſt, genehmigen 
Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uber das Deichweſen vom 28. Januar 
1848. H. 11. 15. und 23. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1848. S. 54.) die Bil⸗ 
dung eines Deichverbandes unter der Benennung: e 


„Deichverband der Alten Binnen⸗ Nehrung“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


H. 1. | 

| In der Alten Binnen-Nehrung werden die Eigenthuͤmer aller einge⸗ 

deichten und noch einzudeichenden Grundſtücke, welche ohne Verwallung bei 

einem Waſſerſtande von dreizehn Fuß am Pegel bei Siedlersfaͤhre der Ueber⸗ 

ſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. Der Ver⸗ 
band hat feinen Gerichtsſtand bei dem Stadt- und Kreisgerichte zu Danzig. 


H. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich von 

dem Dorfe Paſewark bis zur Weichſel und von dort weiter uͤber das Danziger 
Haupt bis zum Anſchlußpunkt des ſogenannten Alten Dammes in denjenigen 
durch die Staatsverwaltungsbehoͤrden feſtzuſtellenden Abmeſſungen anzulegen und 


f zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke der Niederung 15 


gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand zu ſichern. 5 
Der ſogenannte Alte Damm von Einlage bis zu den Duͤnen bei Nickels⸗ 

walde iſt in Gemeinschaft mit dem Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung, 
uhrgaug 1864. (Nr. 5868.) 29 welche 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1864, 


ertheilen. 


welche zu den Koſten Ein Drittel beizutragen hat, zu unterhalten. Mit der 
Normaliſtrung der Deiche ſoll allmaͤlig, ſowie es die Krafte der Deichgenoſſe 
geſtatten, vorgegangen werden. 0 s 5 
ER Die Verlegung des Deiches auf einzelnen gefährlichen Punkten kann das 
Deichamt mit Genehmigung der Regierung bewirken, wenn dieſe Maaßregel zur 
Sicherung der Niederung nothwendig iſt, oder die Erhaltung des Deiches in 
der bisherigen Lage unverhaͤltnißmaͤßige Koſten verurſachen wuͤrde. = 
Im Falle eines Durchbruchs muß der Deich Behufs Ableitung des 
Bruchwaſſers durchſtochen werden. Die Regierung hat nach Anhoͤrung des 
Deichamtes im Voraus zu beſtimmen, an welcher Stelle der Durchſtich erfolgt, 
und wer denſelben auszufuͤhren hat. Die Stelle iſt mit Pfaͤhlen zu bezeichnen. 
Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung oder die, Koupirung von 
Seitenſtroͤmungen im Vorlande noͤthig wird, ſo hat der Deichverband dieſelbe 
auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete. i 
ö Die Verpflichtungen für die Uferdeckung find ſeit längerer Zeit ſtreitig. 
Der Entſcheidung dieſes Streites durch die ordentlichen Gerichte wird durch das 
gegenwärtige Statut nicht praͤjudizirt. a 


H. 3. 


i Die Unterhaltung der Waſſergaͤnge, Schoͤpfwerke und ſonſtigen Anſtalten, 

welche dazu dienen, das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnen⸗ 
waſſer aufzunehmen und abzuleiten, nebſt den hierzu erforderlichen Auslaß⸗ 
ſchleuſen und Bruͤcken, in den die Niederung gegen den Strom abſchließenden 
Deich haben die bisher dazu Verpflichteten auch ferner zu bewirken. Die bei 
dieſen Entwaͤſſerungsanlagen angeſtellten Beamten treten unter die Oberaufſicht 
des Deichamtes. 

Die Binnenentwaͤſſerungs⸗Reviere verwalten ihre beſonderen Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt durch einen Vorſteher, welchem je nach der Groͤße des Reviers 
noch eine Anzahl von Geſchworenen nach der naͤheren Beſtimmung der Regierung 
zugeordnet werden koͤnnen. Die Vorſteher und die Geſchworenen werden in 
jedem Revier von den betheiligten Grundbeſitzern dem Deichamte vorgeſchlagen, 
von dem letzteren erwaͤhlt und vom Deichhauptmann beſtaͤtigt. 

Eine Inſtruktion fuͤr die Wahl und Verwaltung kann die Regierung 
unter Reviſion der beſtehenden Schlickordnungen nach Anhoͤrung der Intereſſenten 


Die Verwaltung unterliegt aber der Oberaufſicht des Deichamtes, wel⸗ 
ches dahin zu wirken hat, daß die Anlagen in gutem Stande erhalten werden 


und daß nicht ein Revier durch Maaßregeln eines anderen Reviers in Nach- 


fſltheil verſetzt wird. 


H. 4. 


Das Waſſer der gemeinſchaftlichen Entwaͤſſerungsgraͤben darf ohne wider⸗ 
rufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufge⸗ 
ſtaut noch abgeleitet werden. Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung 
das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die ge⸗ 

0 mein⸗ 


ſchaftlichen Graben zu verlangen. Die da 


muß aber nach der von 
en. 5 


me 
dem Deichhauptmann einzuholenden Vorſchrift geſche 


H. 5. 8 


Die Anlage und Unterhaltung der auf dem Deiche und im Deichgebiet 
erforderlichen öffentlichen Wege und Bruͤcken gehört zur Verpflichtung der an⸗ 
grenzenden Ortſchaften, mit Ausnahme derjenigen Brücken, welche in Folge der 
Durchfuͤhrung von Entwaͤſſerungsgraͤben durch den Deich oder das Deichgebiet 
nothwendig find, und deren Koſten daher von der betreffenden Entwaͤſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft getragen werden muͤſſen. . 


H. 6. 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden theils durch Naturalleiſtungen 
bewirkt, theils durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt. 
Die gewöhnlichen Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen befi chraͤnken ſich auf die Erd⸗ 
arbeiten an den Deichen. Die Mittel für die übrigen Beduͤrfniſſe des Verbandes 
werden durch Geldbeitraͤge aufgebracht. Die Naturalleiſtungen kann das Deich⸗ 
amt mit Genehmigung der Regierung ſo lange und ſo weit beibehalten, als es 
mit dem Zwecke des Verbandes vertraͤglich iſt. Jedem Deichgenoſſen, ſowie 
den auf Grund ſpezieller Rechtstitel bei der Uferdeckung H. 2. Betheiligten ſteht 
es indeſſen frei, ftatt der Naturalleiſtung die Geldleiſtung, deren Saͤtze das Deich⸗ 
amt feſtzuſtellen hat, zu waͤhlen. Die Wahl der Geldleiſtung muß dem 
Deichhauptmann bis zum 15. April jeden Jahres angezeigt werden, widrigen⸗ 
falls die Erklaͤrung im Laufe des Jahres nicht beruͤckſichtigt zu werden braucht. 
Alle erforderlichen Leiſtungen zu den Arbeiten des Verbandes, zur Beſol⸗ 
dung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten des 
Verbandes etwa aufgenommenen Schulden haben die Deichgenoſſen nach dem 
von der Regierung zu Danzig auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. 
Ein Entwurf des Deichkataſters iſt bereits aufgeſtellt. Es ſind darin 
die ertragsfaͤhigen Laͤndereien nach ihrem Ertragswerth in zwei Klaſſen veran⸗ 
lagt, und zwar in der erſten Klaſſe nach der vollen Flaͤche alle Niederungs⸗ 
Grundſtuͤcke, die nicht einen Anſpruch auf Aufnahme in die zweite Klaſſe haben. 
Ju einem Drittel der Flaͤche aber die Haideſtuͤcke und diejenigen Grundſtuͤcke, 
welche im Ertrage dieſen gleich oder noch niedriger ſtehen. 
Bis zur definitiven Feſtſtellung des Deichkataſters werden hiernach die 
Leiſtungen der Deichgenoſſen vorbehaltlich der fpäteren Ausgleichung berechnet. 
Behufs der Feſtſtellung iſt das Deichkataſter dem Deichamte vollſtaͤndig 
und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Grundſtuͤcke, 
welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen und zu⸗ 
gleich im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb 
welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius einge⸗ 
ſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 
Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden von dem Kom⸗ 
miſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Abgeordneten des Deich⸗ 
amtes und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterſucht. Dieſe Sachverftändigen, 
Q. 5868. 29* und 


22 — te; 
und zwar hinſichts der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feld 
meſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſch 
Fragen zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der 
Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann, 
werden von der Regierung ernannt. | 
Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, namlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Abgeordnete des Deichamtes andererſeits, 
bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat 
es dabei fein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaͤß berichtigt. 
Andernfalls werden die Akten der Regierung zur Entſcheidung über die Be⸗ 
ſchwerden eingereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekannt: 
machung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die land- 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter Feſtſtellung des Deich. 
1 iſt daſſelbe von der Regierung auszufertigen und dem Deichamte zu⸗ 
uſtellen. a 
5 Die Koſten der Vermeſſung der im Inundationsgebiete gelegenen Grund⸗ 
ſtuͤcke werden von jedem Grundbeſitzer für ſich, alle übrigen zur Anfertigung 
des Deichkataſters nebſt der Deichrolle erforderlichen Koſten aber vom Deich⸗ 
verbande getragen. 
85 So lange die Stadt Danzig Behufs des Deichſchutzes die Beitraͤge zum 
Uferbau leiſtet, oder durch ein Aequivalent verguͤtet, welche jetzt ſtreitig und 
in den letzteren Jahren durch interimiſtiſche Entſcheidungen der Regierung von 
der Stadt erfordert ſind, ſollen auch die Niederungsgrundſtuͤcke, welche jetzt der 
Stadt Danzig gehören, ſowie bisher, von anderen Deichlaften frei bleiben. 
Durch die Beſtimmungen dieſes Statuts wird übrigens den Anſpruͤchen 
nicht vorgegriffen, welche namentlich die Pfarren, Kirchen, Kirchendiener- und 
Schulſtellen des Deichverbandes auf Grund ſpezieller Rechtstitel nach H. 17. 
des Geſetzes vom 28. Januar 1848. wegen Uebertragung ihrer Leiſtungen oder 
Schadloshaltung durch die Deichgenoſſen oder durch dritte Perſonen zu er: 
heben fuͤr befugt erachtet werden moͤchten, vielmehr bleibt die rechtliche Be— 
deutung dieſer Anſpruͤche völlig unangetaſtet und für die Erledigung derſelben 
der Weg beſonderer Verhandlung vorbehalten. i 


H. 7. 


i So lange die Naturalleiſtungen zur Deichunterhaltung beibehalten wer⸗ 

den, iſt dennoch neben denſelben ein baarer Deichkaſſenbeitrag zu entrichten 
zur Beſtreitung der Beſoldungen, zum Ankauf von Materialien, zu ſolchen 
Bauten, welche durch Naturalleiſtungen nicht ausgeführt werden konnen, und 
zur Anſammlung eines Reſervefonds bis zur Höhe von fünftaufend Thalern. 
Der gewöhnliche baare Deichkaſſenbeitrag wird für jetzt auf jährlich zwei Silber⸗ 
groſchen für den Morgen erſter Klaſſe (Normalmorgen) feſtgeſetzt. Wenn die 
Erfüllung der Berbandszwecke einen größeren Aufwand erfordert, fo muß dieſer 
Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben und von den Deich⸗ 


genoſſen aufgebracht werden. 5 | 
| 5 H. 8. 


§. 8. 1 


85 Die Beitraͤge und Leiſtungen jeder Art fuͤr die Zwecke des Verbandes 
werden von der Deichverwaltung ortſchaftsweiſe vertheilt und durch die Orts⸗ 
behoͤrden gemaͤß des Kataſters auf die einzelnen betheiligten Grundbeſitzer weiter 
vertheilt und eingezogen. Die betheiligten Grundbeſitzer jeder Ortſchaft ſind bei 
Vermeidung der adminiſtrativen Exekution gehalten, die gewoͤhnlichen baaren 
Geldbeitraͤge in halbjaͤhrigen Terminen, am 15. Januar und 15. Juli jeden 
Jahres, unerinnert zur Ortskaſſe abzufuͤhren. 

Der von der Deichverwaltung ausgeſchriebene gewöhnliche Geſammtbei⸗ 
trag jeder Ortſchaft iſt demnaͤchſt in voller Summe von den Ortsbehoͤrden eben⸗ 
falls in halbjaͤhrigen Terminen, am 1. Februar und am 1. Auguſt, bei Vermeidung 
der adminiſtrativen Exekution unaufgefordert zur Kaſſe des Verbandes einzuzahlen. 
Ebenſo muͤſſen die außerordentlichen Beitraͤge in den durch das amtliche Aus⸗ 
ſchreiben beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. N 


H. 9. 


Die jetzt beſtehenden Vorſchriften uͤber die Handhabung des Hochwaſſer⸗ 
und Eiswachdienſtes und uͤber die Vertheidigung des Deiches, ferner uͤber die 
Weidenpflanzungen im Binnenlande und laͤngs der zu Wegen einzurichtenden 
Deichbankette, ſoweit die Anlage der letzteren ſich als nothwendig erweiſt, in⸗ 
gleichen die Strafbeſtimmungen, welche den Schutz der Deiche und andere 
Meliorationsanlagen oder die Verhuͤtung von Uebertragungen bei den Deich⸗ 
wachen, bei den Deich- und Waſſerbauten und in Schlickangelegenheiten be⸗ 
treffen, insbeſondere auch die Dienſtanweiſung für die Deichgefchworenen 
und die Regenten der Wachbuden bleiben, ſoweit ihnen die neuen Geſetze und 
der Inhalt dieſes Statuts in Verbindung mit den allgemeinen Beſtimmungen 
für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853. nicht wider⸗ 
ſprechen, bis zu ihrer Reviſion in Kraft (cfr. die Anweiſung für die Nieder: 
bewohner, die Dammverwalter, Wachbudenregenten und fuͤr die Dammwachen 
vom 25. Januar 1830.); die erforderlichen Waͤchter bei Hochwaſſer und Eis⸗ 
gang ſind daher vom Deichhauptmann bis zum Erlaſſe einer abaͤndernden 
Vorſchrift der Regierung aus den deichpflichtigen Ortſchaften aufzubieten. 


H. 10. ö | 


Die nach $. 9. zum Waſſer⸗ oder Eiswachdienſt herangezogenen Deich⸗ 
enoſſen erhalten dafuͤr eine Entſchaͤdigung aus der Deichkaſſe, deren Betrag 
le in dem naͤchſten Termine zur Einzahlung von Deichkaſſenbeitraͤgen in An⸗ 
rechnung bringen koͤnnen. f 
Dieſe Entſchaͤdigung wird für jetzt jo berechnet, daß 

ih) der 24ſtuͤndige Dienſt eines Wächters zu einem Werth von 15 Sgr., 
b) eine Fuhre Miſt zu 1 Rrthlr., | 5 3 


N 2a ee 

0) eine zwei⸗ reſp. vierſpaͤnnige Fuhre in 24ſtüͤndigem Dienft zu 1 Rthlr. 
15 Sgr. und 2 Rthlr., i 15 

d) ein reitender Bote in 24ſtuͤndigem Dienſt zu 25 Sgr., 

e) ein Schock Stroh zu 5 Rthlr. 

angenommen wird. 


Dem Deichamte ſteht es zu, dieſe Sage mit Genehmigung der Regierung 
abzuaͤndern, wenn der gemeinoͤrtliche Preis der genannten Leiſtungen erheblich 


davon abweichen ſollte. 


Sekt, 


Das Eigenthum und die Nutzung der ſchon beſtehenden Deiche, deren 
Unterhaltung der Deichverband uͤbernimmt, und des vorhandenen Deichgebiets 
(der Quellungslaͤndereien) gehen, ebenſo wie alle Rechte der bis jetzt zur Unter⸗ 
haltung der im H. 2. bezeichneten Deichſtrecken beſtandenen Deichgenoſſenſchaften, 
auf den Deichverband uͤber. An dem Alten Damm, welcher die Alte und die Neue 
Binnen⸗Nehrung ſcheidet, hat der Deichverband der Alten Binnen-Nehrung zu 
zwei Drittheilen, der Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung zu einem Drit⸗ 
theil das Eigenthum und die Nutzungsrechte. Das Deichamt kann indeſſen 
die Nutzung unter Beachtung der zum Schutz des Deiches beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften den angrenzenden Grundbeſitzern uͤberlaſſen, wenn dieſelben angemeſſene 


Leiſtungen wegen Unterhaltung und Beſchuͤtzung der Doſſirungen oder wegen 


unentgeltlicher Hergabe von Erde zu den Deich- und Uferbauten uͤbernehmen. 
Auch ſoll die Erde zu den Deicharbeiten aus dem Vorlande fernerhin unent⸗ 
geltlich gegeben werden, ſoweit dies bisher geſchehen mußte. 


H. 12. 


An den Stellen, wo ein Deichgebiet in genuͤgender Breite nicht vorhanden 
iſt, kann der Deichverband das Eigenthum eines ſolchen und zwar land» und 
waere in der nach ſachverſtaͤndigem Ermeſſen erforderlichen Breite er⸗ 
werben. 


Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtuͤcke und Vorlaͤnder ſind ver⸗ 


pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Verbande den erforderlichen 


Grund und Boden in derſelben Weiſe, wie zu den Schutz- und Meliorations⸗ 
anlagen gegen Verguͤtung abzutreten. 
Der von der Alten und Neuen Binnen⸗Nehrung gemeinſchaftlich zu unter⸗ 
haltende Alte Damm gehoͤrt zum Aufſichtsbezirk der Alten Binnen⸗Nehrung. 
Nur fuͤr den Fall, daß die letztere von einer Ueberſchwemmung betroffen 
werden ſollte, geht das Recht und die Pflicht der Aufſicht, Bewachung und 
Vertheidigung des Alten Dammes fuͤr die Dauer der Ueberſchwemmung auf 
den Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung uͤber. 


H. 13. = 


: mo. 


§. 13. 


3x Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
acht feſtgeſetzt. 5 BR 
Die deichpflichtigen Ländereien, welche der Stadt Danzig gehören, ferner 
diejenigen der Ortſchaften Schoͤnbaum, Schoͤnbaumerweide, Letzkauerweide, 
a Freienhuben, Paſewark und Nickelswalde bilden je einen Wahl⸗ 
bezirk. Jeder dieſer Bezirke waͤhlt einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter 
auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheiden vier Repraͤſentanten mit ihren Stell⸗ 
vertretern aus und werden durch Neuwahl erſetzt. i 

\ Die vier zuerft Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


§. 14. 


Waͤhlbar iſt jeder großjaͤhrige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, nicht Unter⸗ 
beamter des Verbandes iſt und ein zum Deichverbande gehoͤriges, nicht unter 
dreißig Morgen Preußiſch großes Grundſtuͤck mindeſtens drei Jahre lang un⸗ 
unterbrochen beſitzt. Die Beſitzzeit von Vater und Sohn wird hierbei zuſammen⸗ 
gerechnet. Der vom Magiſtrat von Danzig ernannte Repraͤſentant nebſt ſeinem 
Stellvertreter braucht die Bedingung des eigenen Beſitzes von deichpflichtigem 
Lande nicht zu erfuͤllen. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl 
ihre Wirkung; Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder 
des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird 
der altere allein zugelaſſen. 


§. 15. 


f Die Wahl der Repraͤſentanten und der Stellvertreter geſchieht in jedem 

Wahlbezirk durch die Deichgenoſſen in der fuͤr Ortswahlen vorgeſchriebenen 
Form, in den Dorfgemeinden alſo in der Form der Gemeindewahlen, fuͤr die 
der Stadt Danzig gehoͤrigen Laͤndereien durch den Magiſtrat dieſer Stadt. Die 
Pruͤfung dieſer Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


$. 16. 5 


Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
während feiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder 
ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 


H. 17. 


| Die allgemeinen Beſtimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 

ſollen für den Deichverband der Alten Binnen⸗Nehrung Gültigkeit haben, ſo⸗ 

weit ſie in Vorſtehendem nicht abgeaͤndert ſind. 

(Nr, 5868—5869.) \ H. 18. 


F. 18. 
Abaͤndetungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. N FE 555 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen. Inſiegel. 1 


Gegeben Berlin, den 18. April 1864. 


| . S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


ut fuͤr den Deichverband der Neuen Binnen-Nehrung. Vom 18. April 


(Nr. 5869.) Stat 
8 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen x. 
Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der auf 
der Friſchen Nehrung belegenen, die Neue Binnen-Nehrung genannten Niede⸗ 
rung, Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung von Deichen gegen 
die Ueberſchwemmungen der Weichſel zu einem Deichverbande zu vereinigen, 
und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Betheiligten erfolgt 
iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848. $$. 11. 15. und 23. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1848. 
S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Deich verband der Neuen Binnen-Nehrung“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


§. 1. 


In der Neuen Binnen⸗Nehrung werden die Eigenthuͤmer aller einge⸗ 
deichten und noch einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei 
einem Waſſerſtande von dreizehn Fuß am Pegel bei Siedlersfaͤhre der Ueber⸗ 
ſchwemmung unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 
Der Verband hat feinen Gerichtsſtand bei dem Stadt⸗ und Kreisgerichte 
zu Danzig. 

: H. 2. 


Dem Deichverbande liegt es ob, einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich 1 


nn 


Dünen bei Bohnſack aufwärts bis zum Anſchlußpunkt des ſogenannten 
alten Dammes bei Einlage, in denjenigen durch die Staatsverwaltungsbehoͤr⸗ 
den feſtzuſtellenden Abmeſſungen anzulegen und zu unterhalten, welche erforder⸗ 
lich ſind, um die Grundſtuͤcke der Niederung gegen Ueberſchwemmung durch 
den hoͤchſten Waſſerſtand zu ſichern. Der alte Damm von Einlage bis zu den 
- Dünen bei Nickelswalde iſt gemeinſchaftlich mit dem Deichverbande der Alten 
1 0 welche zu den Koſten zwei Drittel beizutragenz hat, zu unter⸗ 
halten. e 
Mit der Normaliſirung der Deiche ſoll allmaͤlig, ſowie es die Kraͤfte 
der Deichgenoſſen geſtatten, vorgegangen werden. a 
Die Verlegung des Deiches auf einzelnen gefährlichen Punkten kann 
das Deichamt mit Genehmigung der Regierung bewirken, wenn dieſe Maaß⸗ 
regel zur Sicherung der Niederung nothwendig iſt, oder die Erhaltung des 
Deiches in der bisherigen Lage unverhaͤltnißmaͤßige Koſten verurſachen wuͤrde. 
Im Falle eines Durchbruchs muß der Deich Behufs Ableitung des 
Bruchwaſſers durchſtochen werden. Die Regierung hat nach Anhoͤrung des 
Deichamtes im Voraus zu beſtimmen, an welcher Stelle der Durchſtich erfolgt 
und wer denſelben auszufuͤhren hat. Die Stelle iſt mit Pfaͤhlen zu bezeichnen. 
Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung oder die Koupirung 
von Seitenſtroͤmungen im Vorlande noͤthig wird, ſo hat der Deichverband die⸗ 
ſelbe auszufuͤhren, vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete. 
Die Verpflichtungen fuͤr die Uferdeckung ſind ſeit laͤngerer Zeit ſtreitig. 
Der Entſcheidung dieſes Streites durch die ordentlichen Gerichte wird durch 
das gegenwärtige Statut nicht praͤjudizirt. 


H. 3. 


Die Unterhaltung der Waſſergaͤnge, Schoͤpfwerke und ſonſtigen Anſtal⸗ 
ten, welche dazu dienen, das den Grundſtuͤcken der Niederungen ſchaͤdliche 
Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten, nebſt den hierzu erforderlichen Aus⸗ 
laßſchleuſen und Bruͤcken in dem die Niederung gegen den Strom abſchließen⸗ 
den Deich haben die bisher dazu Verpflichteten auch ferner zu bewirken. i 

Die bei dieſen Entwaͤſſerungsanlagen angeſtellten Beamten treten unter 
die Oberaufſicht des Deichamtes. 

Die Binnenentwaͤſſerungs-Reviere verwalten ihre beſonderen Angelegen⸗ 
heiten ſelbſt durch einen Vorſteher, welchen auf ſein Verlangen die Ortsſchulzen 
zu unterſtuͤtzen haben. 

Der Vorſteher wird in jedem Reviere von den betheiligten Grundbeſitzern 
dem Deichamte vorgeſchlagen, von dem letzteren erwaͤhlt und vom Deichhaupt⸗ 
mann beſtaͤtigt. Eine Inſtruktion fuͤr die Wahl und Verwaltung kann die 
Regierung unter Reviſion der beſtehenden Schlickordnungen nach Anhoͤrung der 
Intereſſenten ertheilen. 

Die Verwaltung unterliegt aber der Oberaufſicht des Deichamtes, welches 
dahin zu wirken hat, daß die Anlagen in gutem Stande erhalten werden, und 
10 nicht ein Revier durch Maaßregeln eines anderen Reviers in Nachtheil ver⸗ 
etzt wird. a 

Jahrgang 1864. (Nr. 5869.) 30 H. 4. 
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1: H. 4. z ER 
Das Waſſer der gemeinſchaftlichen Entwaͤſſerungsgraͤben darf ohne 
widerrufliche Genehmigung des Deichhauptmanns von Privatperſonen weder 
aufgeſtaut noch abgeleiket werden. Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niede⸗ 
rung das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in 
die gemeinſchaftlichen Graͤben zu verlangen. f 

Die Zuleitung muß aber nach der von dem Deichhauptmann einzuholen⸗ 
den Vorſchrift geſchehen. 8 


§. 5. 

Die Anlage und Unterhaltung der auf dem Deiche und im Deichgebiet 
erforderlichen Wege und Bruͤcken gehoͤrt zur Verpflichtung der angrenzenden 
Ortſchaften, mit Ausnahme derjenigen Bruͤcken, welche in Folge der Durch⸗ 
führung von Entwaͤſſerungsgraͤben durch den Deich oder das Deichgebiet noth⸗ 
wendig ſind, und deren Koſten daher von der betreffenden Entwaͤſſerungs— 
Genoſſenſchaft getragen werden muͤſſen. 


$. 6. 


N Die Arbeiten des Deichverbandes werden theils durch Naturalleiſtungen 
bewirkt, theils durch die Deichbeamten für Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt, 
Die gewöhnlichen Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen beſchraͤnken ſich auf die 
Erdarbeiten an den Deichen. Die Mittel fuͤr die uͤbrigen Beduͤrfniſſe des Ver⸗ 
bandes werden durch Geldbeitraͤge aufgebracht. Die Naturalleiſtungen kann 
das Deichamt mit Genehmigung der Regierung fo lange und fo weit beibehal- 
ten, als es mit dem Zwecke des Verbandes vertraͤglich iſt. — Jedem Deich⸗ 
genoſſen, ſowie den auf Grund ſpezieller Rechtstitel bei der Uferdeckung (H. 2.) 
Betheiligten ſteht es indeſſen frei, ſtatt der Naturalleiſtung die Geldleiſtung, 
deren Satze das Deichamt feſtzuſetzen hat, zu wählen. Die Wahl der Geld: 
leiſtung muß dem Deichhauptmann bis zum 15. April jeden Jahres angezeigt 
werden, widrigenfalls die Erklaͤrung im Laufe des Jahres nicht beruͤckſichtigt 
zu werden braucht. 821 

Alle erforderlichen Leiſtungen zu den Arbeiten des Verbandes, zur Be⸗ 
ſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der zum Beſten 
des Verbandes etwa aufgenommenen Schulden haben die Deichgenoſſen nach 
dem von der Regierung zu Danzig auszufertigenden Deichkataſter aufzubringen. 

| Ein Entwurf des Deichkataſters iſt bereits aufgeſtellt. Es find darin 
die ertragsfaͤhigen Ländereien nach ihrem Ertragswerth in zwei Klaſſen ver⸗ 
anlagt, und zwar in der erſten Klaſſe nach der vollen Flaͤche alle Niederungs⸗ 

Grundſtuͤcke, die nicht einen Anſpruch auf Aufnahme in die zweite Klaſſe haben, 
zu einem Drittel der Fläche aber die Haideſtucke und diejenigen Grundſtuͤcke, 
welche im Ertrage dieſen gleich oder noch niedriger ſtehen. 

Bis zur definitiven Feſtſtellung des Deichkataſters werden hiernach die 

Leiſtungen der Deichgenoſſen vorbehaltlich der ſpaͤteren Ausgleichung 2 | 
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a ee ee 7 
| Behufs der Feſtſtellung ift das Deichkataſter dem Deichamte vollſtändig 
und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern der Grundſtuͤcke, 
welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe mitzutheilen und 
zugleich im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb 
welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kommiſſarius ein⸗ 
gesehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſarius angebracht wer⸗ 
den kann. N . N 

Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten Beſchwerden von dem 
Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Abgeordneten des 
Deichamtes und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen unterſucht. Dieſe Sach⸗ 
verſtändigen, und zwar hinſichts der Vermeſſung und des Nivellements ein ver⸗ 
eideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichts der öko⸗ 
nomiſchen Fragen zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten 
wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet 
werden kann, werden von der Regierung ernannt. f ö 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Abgeordnete des Deichamtes anderer⸗ 
ſeits, bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, fo 
bat es dabei fein Bewenden und wird das Deichkataſter demgemaß berichtigt. 
Anderenfalls werden die Akten der Regierung zur Entſcheidung uͤber die Be⸗ 
ſchwerden eingereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koften 
derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekannt⸗ 
machung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter Feſtſtellung des Deich⸗ 
kataſters iſt daſſelbe von der Regierung auszufertigen und dem Deichamte zus 
zuſtellen. Die Koſten der Vermeſſung der im Inundationsgebiele gelegenen 
Grundſtücke werden von jedem Grundbeſitzer für fich, alle übrigen zur Anferti- 
gung des Deichkataſters nebſt der Deichrolle erforderlichen Koſten aber vom 
Deichverbande getragen. 

So lange die Stadt Danzig Behufs des Deichſchutzes die Beitraͤge zum 
Uferbau leiſtet oder durch ein Aequivalent verguͤtet, welche jetzt ſtreitig und in 
den letzteren Jahren durch interimiſtiſche Entſcheidungen der Regierung von der 
Stadt erfordert ſind, ſollen auch die Niederungs⸗Grundſtuͤcke, welche jetzt der 
Stadt Danzig gehoͤren, ſo wie bisher von anderen Deichlaſten frei bleiben. 

Durch die Beſtimmungen dieſes Statuts wird uͤbrigens den Anſpruͤchen 
nicht vorgegriffen, welche namentlich die Pfarren, Kirchen, Kirchendiener⸗ und 
Schulſtellen des Deichverbandes auf Grund ſpezieller Rechtstitel nach §. 17. 
des Geſetzes vom 28. Januar 1848. wegen Uebertragung ihrer Leiſtungen oder 
Schadloshaltung durch die Deichgenoſſen oder durch dritte Perſonen zu erheben 
für befugt erachtet werden möchten, vielmehr bleibt die rechtliche Bedeutung 
dieſer Anſpruche völlig unangetaſtet und für die Erledigung derſelben der Weg 
beſonderer Verhandlung vorbehalten. ar 


3 


So lange die Naturalleiſtungen zur Deichunterhaltung beibehalten wer⸗ 
(Nr. 5869) 30* ag den, 
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den, iſt dennoch neben denſelben ein baarer Deichkaſſenbeitrag zu entrichten zur 
Beſtreitung der Beſoldungen, zum Ankauf von Materialien, zu ſolchen Bauten, 
welche durch Naturalleiſtungen nicht ausgefuͤhrt werden koͤnnen, und zur An⸗ 
ſammlung eines Reſervefonds bis zur: Höhe von dreitauſend Thalern. Der 
gewoͤhnliche baare Deichkaſſenbeitrag wird fuͤr jetzt auf jaͤhrlich zwei Silber⸗ 
groſchen für den Morgen erſter Klaffe (Normalmorgen) feſtgeſetzt. 

Wenn die Erfüllung der Verbandszwecke einen größeren Aufwand er⸗ 
fordert, ſo muß dieſer Mehrbetrag als außerordentlicher Beitrag ausgeſchrieben 
und von den Deichgenoſſen aufgebracht werden. 


H. 8. 


Die Beitraͤge und Leiſtungen jeder Art fuͤr die Zwecke des Verbandes 
werden von der Deichverwaltung ortſchaftsweiſe vertheilt und durch die Orts⸗ 
behoͤrden gemaͤß des Kataſters auf die einzelnen betheiligten Grundbeſitzer weiter 
vertheilt und eingezogen. Die betheiligten Grundbeſitzer jeder Ortſchaft find bei 
Vermeidung der adminiſtrativen Exekution gehalten, die gewöhnlichen baaren 
Geldbeitraͤge in halbjährigen Terminen, am 15. Januar und 15. Juli jeden 
Jahres, unerinnert zur Ortskaſſe abzufuͤhren. 


Der von der Deichverwaltung ausgeſchriebene gewöhnliche Gefammtbei- 
trag jeder Ortſchaft iſt demnaͤchſt in voller Summe von den Ortsbehoͤrden 
ebenfalls in halbjaͤhrigen Terminen, am 1. Februar und am 1. Auguſt, bei 
Vermeidung der adminiſtrativen Exekution unaufgefordert zur Kaſſe des Ver: 
bandes einzuzahlen. Ebenſo muͤſſen die außerordentlichen Beitraͤge in den durch 
das amtliche Ausſchreiben beſtimmten Terminen abgefuͤhrt werden. 


H. 9. 


Die jetzt beſtehenden Vorſchriften uͤber die Handhabung des Hochwaſſer⸗ 
und Eiswachdienſtes und uͤber die Vertheidigung des Deiches, ferner uͤber die 
Weidenpflanzungen im Binnenlande, ingleichen die Strafbeſtimmungen, welche 
den Schutz der Deiche und anderer Meliorationsanlagen oder die Verhuͤtung 
von Uebertretungen bei den Deichwachen, bei den Deich- und Waſſerbauten 
und in Schlickangelegenheiten betreffen, insbeſondere auch die Dienſtanweiſung 
für die Deichgeſchworenen und für die Regenten der Wachbuden bleiben, foweit 
ihnen die neueren Geſetze und der Inhalt dieſes Statuts in Verbindung mit 
den allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
14. November 1853. nicht widerſprechen, bis zu ihrer Reviſion in Kraft (efr. 
die Anweiſung fuͤr die Niederungsbewohner, die Dammverwalter, die Wach⸗ 
budenregenten und für die Dammwachen vom 25. Januar 1830.) . Die er⸗ 
forderlichen Waͤchter bei Hochwaſſer und Eisgang ſind daher vom Deichhaupt⸗ 
mann bis zum Erlaſſe einer abändernden Vorſchrift der Regierung aus den 
deichpflichtigen Ortſchaften aufzubieten, und die Bretter und Kaſtenpfaͤhle zur 
Vertheidigung des Deiches von den Deichgenoſſen durch Naturallieferung zu 
beſchaffen. 

: $. 10. 


L 


$. 10. 


Die nach $. 9. zum Waſſer⸗ oder Eiswachdienſt herangezogenen Deich⸗ 
genoſſen erhalten dafuͤr eine Entſchaͤdigung aus der Deichkaſſe, deren Betrag 
fie in dem naͤchſten Termin zur Einzahlung von Deichkaſſenbeitraͤgen in Anrech⸗ 
nung bringen konnen. 


Dieſe Entſchaͤdigung wird fuͤr jetzt ſo berechnet, daß 
a) der 24ſtuͤndige Dienft eines Waͤchters zu einem Werth von 15 Sgr. 
bp) eine Fuhre Miſt zu 1 Rthlr., 
e) eine zwei⸗ reſp. vierſpaͤnnige Fuhre in 24 ſtuͤndigem Dienſt zu 1 Rthlr. 
15 Sgr. und 2 Rthlr., i 
d) ein reitender Bote in 24ftündigem Dienſt zu 25 Sgr., 
e) ein Schock Stroh zu 5 Rthlr. 


angenommen wird. 


Dem Deichamte ſteht es zu, dieſe Saͤtze mit Genehmigung der Regie⸗ 
rung abzuaͤndern, wenn der gemeinoͤrtliche Preis der genannten Leiſtungen er⸗ 
heblich davon abweichen ſollte. 


§. 14. 
Das Eigenthum und die Nutzung der ſchon beſtehenden Deiche, deren 


Unterhaltung der Deichverband uͤbernimmt, und des vorhandenen Deichgebiets 
(der Quellungslaͤndereien) gehen, ebenſo wie alle Rechte der bis jetzt zur Unter⸗ 
haltung der im H. 2. bezeichneten Deichſtrecken beſtandenen Deichgenoſſenſchafken 
auf den Deichverband uͤber. An dem alten Damme, welcher die Alte und die 
Neue Binnen⸗Nehrung ſcheidet, hat der Deichverband der Alten Binnen⸗Neh⸗ 
rung zu zwei Drittheilen, der Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung zu einem 
Dritthei das Eigenthum und die Nutzungsrechte. Auch ſoll die Erde zu den 
Deicharbeiten aus dem Vorlande fernerhin unentgeltlich gegeben werden, ſo 
weit dies bisher geſchehen mußte. a 


§. 12. 


An den Stellen, wo ein Deichgebiet in genuͤgender Breite nicht vorhanden 
iſt, kann der Deichverband das Eigenthum eines ſolchen und zwar land- und 
e in der nach ſachverſtaͤndigem Ermeſſen erforderlichen Breite er⸗ 
werben. 

Die Eigenthuͤmer der eingedeichten Grundſtüuͤcke und Vorlaͤnder ſind ver⸗ 
pflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Vorlande den erforder⸗ 
lichen Grund und Boden in derſelben Weise, wie zu den Schutz⸗ und Melio⸗ 
rationsanlagen, gegen Verguͤtung abzutreten. 

Der von der Alten und Neuen Binnen⸗Nehrung gemeinſchaftlich zu 
unterhaltende Alte Damm gehoͤrt zum Aufſichtsbezirk der Alten Binnen⸗ 
Nehrung. . 

(Nr. 5889.) Nur 


Nur fuͤr den Fall, daß die letztere von einer Ueberſchwemmung betroffen 
werden ſollte, geht das Recht und die Pflicht der Aufſicht, Bewachung und 
Vertheidigung des alten Dammes fuͤr die Dauer der Ueberſchwemmung auf 
den Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung über, 


H. 13. a 


Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 
ſieben feſtgeſetzt. . i 

Die deichpflichtigen Laͤndereien in den Ortſchaften Bohnſack, Bohnſacker⸗ 
weide, Schnakenburg, Wordel, Schiefenhorſt, Krohnenhof und Einlage bilden 
je einen Wahlbezirk. 

Das bei Schnakenburg belegene Grundſtuͤck Schoͤnrohrereampe wird 
hierbei als zu Schnakenburg und das deichpflichtige Land der Stadt Danzig 
als zu Bohnſack gehoͤrig angeſehen. 

Jeder dieſer Bezirke wahlt einen Repraͤſentanten und einen Stelloer⸗ 
treter auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheiden abwechſelnd vier und drei 
Repraͤſentanten mit ihren Stellvertretern aus und werden durch Neuwahl 
erſetzt. f = 
i Die vier zuerſt Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. f ERDE 


$. 14. 


Waͤhlbar ift jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtheil verloren hat, nicht Unter⸗ 
beamter des Verbandes iſt und ein zum Deichverbande gehoͤriges, nicht unter 
30 Morgen Pr, großes Grundſtuͤck mindeſtens drei Jahre lang ununterbrochen 
beſitzt. Die Beſitzzeit von Vater und Sohn wird hierbei zuſammengerechnet. 
Der Magiſtrat von Danzig kann, wenn die Wahl auf ihn faͤllt, ſich durch 
einen Bevollmaͤchtigten, der das Erforderniß des Beſitzes von deichpflichtigem 
Lande nicht zu erfuͤllen braucht, im Deichamte vertreten laſſen. Mit dem Auf⸗ 
hoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, 
ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind der⸗ 
gleichen Verwandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 


$. 15. 


8 Die Wahl der Repraͤſentanten und der Stellvertreter geſchieht in jedem 

Wahlbezirk durch die Deichgenoſſen in der fuͤr Gemeindewahlen vorgeſchriebenen 
Form unter Leitung des Gemeindevorſtehers. Die Pruͤfung der Wahlen ſteht 
dem Deichamte zu. 
| H. 16. Ä 


„Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt für ihn ein, wenn der Repraͤſentant 
wahrend ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgiebt, oder 


ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Orte waͤhlt. 
ER N, 


$. 17. 

Die allgemeinen Beftimmungen für kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute vom 
14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) ſollen 
für den Deichverband der Neuen Binnen⸗Nehrung Gültigkeit haben, ſoweit fie 
in Vorſtehendem nicht abgeaͤndert ſind. i 


H. 1 8. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts koͤnnen nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 8 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 18. April 1864. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 5870.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 18. April 1864., betreffend die Verleihung der fiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis-Chauſſeen im Kreife. 
Gumbinnen: 1) von Gumbinnen uͤber Walterkehmen bis zur Goldaper 
Kreisgrenze in der Richtung auf Goldap, 2) von Gumbinnen über Nem⸗ 
mersdorf bis zur Darkehmer Kreisgrenze in der Richtung auf die Krau⸗ 
piſchkehmen-Darkehmer Staatsſtraße, 3) von dem Dorfe Cannapinnen an 
der Tilſit⸗Gumbinner Staate-Chauffee uͤber Brackupoͤnen und Ming⸗ 
ſtimmen bis zur Pillkaller Kreisgrenze in der Richtung auf die Pillkallen⸗ 
Tilſiter Staatsſtraße. 2 


N sem Sch durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauffeen 
im Kreife Gumbinnen, Regierungsbezirk Gumbinnen: 1) von Gumbinnen 
über Walterkehmen bis zur Goldaper Kreisgrenze in der Richtung auf Goldap, 
D von Gumbinnen uͤber Nemmersdorf bis zur Darkehmer Kreisgrenze in der 
Richtung auf die Kraupiſchkehmen-Darkehmer Staatsſtraße, 3) von dem Dorfe 
Cannapinnen an der Tilſit-Gumbinner Staats⸗Chauſſee über Brackupoͤnen und 
Mingſtimmen bis zur Pillkaller Kreisgrenze in der Richtung auf die Pillkallen⸗ 
Tilfiter Staatsſtraße, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Gumbinnen das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materlalien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
den Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem ge⸗ 
nannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung 

(Nr. 586958719 a der 


der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmun⸗ 
gen des für die Staats ⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegelds? 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt 
werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 
29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Renntniß zu bringen. 

Berlin, den 18. April 1864. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe 
i und oͤffentliche Arbeiten. 


Fr. 5874.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligatio⸗ 


nen des Gumbinner Kreiſes im Betrage von 80,000 Thalern. Vom 
18. April 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen . 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Gumbinner Kreiſes auf dem Kreis- 

tage vom 14. November 1863. beſchloſſen worden, die zur Ausfuͤhrung der 
vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer 
Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: 
zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens 
der Glaͤubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 
80,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe 
der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Ge⸗ 
maͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obli⸗ 
ationen zum Betrage von 80,000 Thalern, in Buchſtaben: achtzig tauſend 

halern, welche in folgenden Apoints: 5 


25,000 Thaler à 500 Thaler = 50 Stuck, 
5,000 „ à 200 „ = 25 „ 
37,00 „ à 100 „ 2 370 „ 
100 „ à 50 „ 2 200 „ 
3,000 „ 4 25 „ = „ 


— 80,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer hf 
n 


. 5 

fuͤnk Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 

menden Folgeordnung jahrlich vom Jahre 1866. ab mit wenigſtens jauͤhrlich 

Einem Prozent des Kapitals unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen zu amortiſiren find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, 
daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, 
ohne 1 Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 
befugt iſt. 

5 Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz-Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 f 
Gegeben Berlin, den 18. April 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Preußen, Kegierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Gumbinner Kreiſes 
N 5 
über Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund des unterm ee beftätigten Kreistagsbeſchluſſes 


vom 14. November 1863. wegen Aufnahme einer Schuld von 80,000 Thalern be⸗ 
kennt ſich die ſtaͤndiſche Finanzkommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten des Gumbinner 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens 
des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 
. Thalern Preußiſch Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt 
worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. f 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 80,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1866, ab allmalig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungs⸗ 
fonds von wenigſtens Einem Prozent des ganzen Kapitals jaͤhrlich, unter Zu- 
wachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten. N 
Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem Monate 
Februar jedes Jahres, und ſollen die ausgelooften Schuldverſchreibungen unter 
Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, je vier, drei, zwei und Einen 
Jahrgang 1864. (Ir. 5871.) 31 Mo⸗ 


5 


Monat vor dem Zahlungstermine durch den Staats⸗Anzeiger, das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie durch das Gumbinner Kreis- 
blatt öffentlich bekannt gemacht werden. 5 5 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen postnumerando am 2. Januar und am 1. Juli 
jeden Jahres, von heute an gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher 
Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Gumbinnen, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 

zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. g 

Die gekuͤndigten Rapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten des Kreiſes. 

5 Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld: 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. 
Tit. 51. H. 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Gumbinnen. 

Zinskupons konnen weder aufgeboten, noch amortifirt werden. Doch fol 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrift der Betrag der ange: 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. i 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommu⸗ 
nalkaſſe zu Gumbinnen gegen Ablieferung des der alteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung 
der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern 
deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. i 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


1 227 us 


Provinz; Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zins ⸗ Kupon 
zu der 
Kreis-Obligation des Kreiſes Gumbinnen 


1 8 . ue Thaler zu fuͤnf Prozent Zinſen 
her, Se Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe am 
FFF 18. und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obli⸗ 
gation für das Halbjahr vom bis; mit (in Buch⸗ 
Men) Thalern Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe 
zu Gumbinnen. 


Gumbinnen, den en 18. 


Die kreisſtändiſche Finanz⸗Kommiſſion für die Chauſſeebauten 
im Kreiſe Gumbinnen. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 


i Geldbetrag nicht bis zum 31. Dezember 18. 
einſchließlich erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Talon 


zur 


Kreis⸗Obligation des Kreiſes Gumbinnen. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Kreiſes Gumbinnen 
Fir e Bet Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18... bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Gumbinnen, nach Maaßgabe der diesfaͤlligen, in der Obli⸗ 
gation enthaltenen Beſtimmungen. ö 


Gumbinnen, den een 18. 


Die kreisſtändiſche Finanz-Kommiſſion für die Chauſſeebauten 
im Kreiſe Gumbinnen. 


(Nr. 58715872. ö (Nr. 5872.) 


8 — 28 — 
(Nr. 5872.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 16. Mai 1864., betreffend die einſtweilige Ermaͤßi⸗ 
gung des Hafengeldes in Pillau und des Pregelmuͤndungsgeldes. 


Ai Ihren Bericht vom 14. Mai d. J. genehmige Ich, daß waͤhrend der 
5 Dauer der einſtweiligen Einſtellung der Feindſeligkeiten zur See zwiſchen Preußen 
. und Daͤnemark ausnahmsweiſe von allen Reben und von allen ausgehen⸗ 
5 den Fahrzeugen das Hafengeld in Pillau, ftatt nach den in dem Tarife vom 
18. Oktober 1838. (Geſetz⸗Samml. S. 524.) beſtimmten Saͤtzen von 15 Sgr. 
beziehungsweiſe 7 Sgr. 6 Pf., nur nach den Satzen von 8 Sgr. beziehungs⸗ 
weiſe 4 Sgr.; und das Pregelmuͤndungsgeld, ſtatt nach den in dem Erlaffe 
vom 1. November 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 609.) unter A, beſtimmten Sägen 
von 5 Sgr. 6 Pf. beziehungsweiſe 2 Sgr. 9 Pf., nur nach den Saͤtzen von 
1 Sgr. beziehungsweiſe 6 Pf. für die Laſt der Tragfähigkeit erhoben, vor⸗ 
ſtehende Abgaben⸗Ermaͤßigung auch denjenigen Fahrzeugen gewaͤhrt werde, welche 
waͤhrend der gedachten Zeit eingehen und erſt nach Ablauf derſelben wieder 
ausgehen. 
Diieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen und tritt 
ſofort in Kraft. 
Berlin, den 16. Mai 1864. 


Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


Berichtigung. 


In der Anlage C. zu dem im 1 ſten Stuͤck der Geſetz⸗-Sammlung für 
1864. abgedruckten Allerhoͤchſten Erlaß vom 11. Januar 1864., die Berichti⸗ 
gung des groͤßeren und die Vereinfachung des mittleren Koͤniglichen Wappens 
betreffend, iſt S. 7. Z. 3. v. u. das Wort „goldene“ zu ſtreichen. 


Redigirt im Büreau des Staats» Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


